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Info für die Beschäftigten der TSP 
 
 

TSP scheitert vor dem Gericht,  
ver.di wegzuklagen!  

Nun sollen die Streikenden gemaßregelt werden.  
Wir wissen uns dagegen zu wehren! 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
nachdem die Streikenden immer wieder von Vorgesetzten vermittelt 
bekommen haben, dass ihnen die Arbeitszeit am 04.02.21 vor 9.30 
Uhr nicht angerechnet werden soll, folgende Info: 
Am 04.02.21 fand die digitale Mitarbeiter*innenversammlung des 
Arbeitgebers von 8.00-9.30 Uhr statt. ver.di hat an diesem Tag erst 
um 9.30 zum Streik aufgerufen.  
Es gibt also gar keine Grundlage dafür, euch diese Zeit nicht zu 
bezahlen es sei denn, ihr hättet nicht zur Arbeit erscheinen wollen. 
Um an dieser MA-Besprechung teilzunehmen, informierten viele 
Streikende die entsprechenden Stellen am Vortag. Hier wurde ihnen 
dann vermittelt, dass sie diesen Block im Kalender UND die 
Anrechnung der Arbeitszeit nur dann bekämen, wenn sie sich bereit 
erklären, an diesem Tag nicht zu streiken, was diese 
selbtverständlich nicht erklären mussten.  
 
Wenn ihr nun am Ende des Monats feststellt, dass ihr diese Zeit vor 
9.30 Uhr am 04.02.21 nicht angerechnet bekommt, dann schreibt ihr 
bitte dem Arbeitgeber, dass euch diese noch zusteht und macht das 
somit schriftlich geltend. Wenn euer Arbeitgeber darauf nicht 
reagiert, gebt ihr die Angelegenheit bitte an den ver.di-Rechtsschutz 
weiter, wir klagen das dann ein. 
Wir werden in Kürze einen kurzen Text vorformulieren, den ihr 
gegebenenfalls für eure erste Geltendmachung dann Ende Februar 
verwenden könnt.  
 
Des Weiteren kündigt euer Arbeitgeber in seiner Mail vom 
05.02.21 an, Notdienste nur noch mit Beschäftigten zu besetzen, 
die nicht streiken. Das ist ein klarer Verstoß gegen das 
Maßregelungsverbot nach § 612a des BGB!  
 

Februar 
2021/2 



 

 
 
 
 
Wenn ihr also nur auf den Verdacht hin zu streiken, aus dem 
Notdienstplan rausgenommen wurdet (bzw werdet), schreibt ihr 
euren Arbeitgeber bitte an, um eure Arbeitskraft wie vorgesehen 
anzubieten. Wenn ihr dann weiter keinen Notdienst –wie 
vorgesehen- angeboten bekommt, kann der entgangene Betrag 
wegen Annahmeverzug von euch geltend gemacht werden, was wir 
für dich auch –wenn der Arbeitgeber sich hier sperrt- über den ver.di 
Rechtsschutz für dich einklagen würden. 
 
Wir können uns nur über das Verhalten des Arbeitgebers 
wundern.  

 Er zahlt Streikbruchprämien von bis zu 250,- die Woche und 
vermittelt den bevorstehenden Ruin, wenn die Forderung von 
170,- Euro im Monat realisert wird.  

 Er spricht von Veranwortung für die Mieter*innen und treibt 
ver.di gleichzeitig durch seine Verweigerungshaltung in den 
Streik.  

 Er bringt fragwürdige Verfahren gegen ver.di vor Gericht und 
hält sich selbst nicht an geltendes Recht.  

 Er bringt mit dem Betriebsrat Betriebsvereinbarungen auf den 
Weg, die der Arbeitgeber als gleichwertig und genauso 
rechtlich bindend beschreibt wie einen Tarifvertrag und genau 
diesen verweigert er mit aller Gewalt! 

 

Die Widersprüchlichkeit liegt nicht daran, dass euer Arbeit-
geber verwirrt wäre, das ist augenscheinlich seine Strategie. 
Darauf kann es nur eine Antwort geben: Solange der 
Arbeitgeber seine Verweigerungshaltung nicht aufgibt, hören 
auch die Streiks und die öffentlichen Aktionen nicht auf.  
 
 

Sei beim nächsten Streik dabei! 
Wir melden uns in Kürze! 
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